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Studien zum öſterreichiſchen Bereins- und Berfamm- 
lungsrechte. 


Von Dr. Karl Hugelmann. 


XI. 
Die politiſchen Vereine und Verſammlungen. 
a) Die politiſchen Vereine. 
(Fortſetzung.) 

Wir haben den Nachweis verſucht, daß die Behörde die Ent⸗ 
ſcheidung über den politiſchen Charakter eines Vereines bei der Vorlage 
der Statuten zu treffen habe, und kommen nun zu der Frage, nach 
welchen Anhaltspunkten ſie hiebei vorgehen ſolle. 

Wie wi ſchon oben ausgeführt, muß die zu fällende Ent⸗ 
ſcheidung eine durchaus ſelbſtſtändige, auf die Natur des beabſichtigten 
Unternehmens gegründete ſein, die Erklärung der Proponenten, einen poli⸗ 
tiſchen oder einen nichtpolitiſchen Verein ſtiften zu wollen, kann daher un⸗ 
möglich maßgebende Bedeutung haben. Will und muß man nun die Ent⸗ 
ſcheidung treffen, ehe das Unternehmen in's Leben tritt, kann man ſomit die 
Natur desſelben nach ihrer Ausgeſtaltung im Leben ſelbſt, nach der Thätig⸗ 
keit des Vereines, nicht beurtheilen, ſo bleibt nichts anderes übrig, als in 
den vorgelegten Statuten nach der intendirten Vereins thätigkeit zu forſchen, 
aus den Statuten die Natur des Vereines ſeſtzuſtellen. Wir verkennen 
die Mißlichkeit einer ſolchen Aufgabe nicht. Es iſt ganz richtig, daß, 
wie vor Jahren in dieſen Blättern hervorgehoben wurde 1%), ein ſolches Vor⸗ 
gehen einerſeits ganz harmloſe Vereine, welche ſich mit Politik in der That 
nicht beſchäftigen wollen, unnützen Plackereien wegen angeblicher Zweideutig⸗ 
keit ihrer Statuten ausſetzen und andererſeits ſehr politiſche Vereine, welche 
ihre Tendenz in der ſtatutariſchen Zweckſetzung in geſchickter Weiſe zu 


14) Jäger: Zur Frage: welche Vereine find als politiſche anzuſehen? in 
Nr. 16 des Jahrgangs III dieſer Zeitſchrift, S. 61. 


der Geſetzgebung nicht gewollt iſt. Die gefährlichſten Vereine werden ſich 
allerdings auf Grund des Geſetzes überhaupt nicht conſtituiren oder 
wenigſtens die Beſchränkungen der politiſchen Vereine zu vermeiden 
ſuchen, dies bleibt aber ganz gleich, ob man nun die Entſcheidung des 


politiſchen Charakters der Vereine von der Entſcheidung der Behörden 
| oder von der Declaration der Vereine ſelbſt abhängig macht. Wenn 
wir ferner behaupten, daß die Behörden bei der Gründung der Vereine 


den politiſchen oder nicht politiſchen Charakter derſelben conſtatiren 
müſſen, ſo iſt damit nicht verlangt, daß aller erdenkliche polizeiliche 
Spürfinn aufgeboten werde, um in irgend einem Winkel der Statuten 
eine mögliche politiſche Nuance zu entdecken. Die Behörden haben 
vielmehr nach dem Verhältniß von Regel und Ausnahme zwiſchen nicht 
politiſchen und politiſchen Vereinen zu unterſcheiden, das Recht, Vereine 
unter den Bedingungen des gemeinen Rechts zu bilden, muß als das 
Reguläre gelten und die Auferlegung der Sonderbeſch ränkungen politi⸗ 
ſcher Vereine iſt ſtriete zu motiviren. Nur dann, wenn die politische 
Thätigkeit als der klar gewollte Zweck aus den Statuten hervorleuchtet, 
iſt der Verein unter die politiſchen zu reihen, ſonſt aber nicht. Gegen 
Gefahren, welche ſich im letzteren Falle ergeben könnten, hat das 
Geſetz eben dadurch vorgebaut, daß ein Verein, der als ein nicht 
politiſcher conſtituirt iſt, ſobald ſeine Thätigkeit als eine politiſche 
erſcheint, gezwungen werden kann, ſich zum politiſchen Vereine 
umzuwandeln ($ 35), beziehungsweiſe wegen Ueberſchreitung des 
ſtatutenmäßigen Wirkungskreiſes (§ 24) der Auflöſung verfällt. 
Was wir als Forderung des Geſetzes aufſtellen, iſt, wie wir nochmals 
wiederholen, nur dies, daß der Charakter eines Vereines, ſeine Ein⸗ 
reihung in die politiſche oder nicht politiſche Gruppe, von der Behörde 
bei der Gründung des Vereines, nämlich bei Gelegenheit der Vorlage 
der Statuten, entſchieden werden muß. 

In welcher Form hat dieſe Entſcheidung nun zu erfolgen? Der 
Behörde ſteht nach dem Vereinsgeſetze von 1867 eine förmliche Be⸗ 
willigung der Gründung, in welcher zugleich die Feſtſtellung des Vereins⸗ 
charakters aufgenommen werden könnte, bekanntermaßen nicht zu und 
die Beſcheinigung des Vereinsbeſtandes, welche zu dieſer Function noch 
geeigneter wäre, iſt nicht obligatoriſch wie die analoge im Verſamm⸗ 
lungsrechte, ſondern wird nur auf Verlangen des Vereines ertheilt. 
Es bleibt ſomit nur folgender Ausweg. Entweder enthalten die 
Statuten ſelbſt die Bezeichnung des Vereines als eines politiſchen. 
Werden ſolche Statuten beſcheinigt, oder wird wenigſtens die Bildung 
des Vereines auf Grund derſelben nicht unterſagt, ſo ift die politiſche 
Vereinsnatur durch die competente Behörde anerkannt. Oder die Statuten 
enthalten dieſe Bezeichnung nicht, es iſt aber aus ihnen klar erkennbar, 
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daß das Ziel des Vereines auf politiſche Angelegenheiten gerichtet ift. | Die Austrittserklärungen kommen aller dings nicht zur Kenntniß der Be⸗ 
In dieſem Falle iſt zu unterſcheiden. Fehlen in den Satzungen auch hörde, es iſt indeß daſür, daß man ſich über die Stärke der Vereine 
die durch die politiſche Vereinsnatur geforderten Modificationen der keiner Täuſchung hingebe, in anderer Weiſe geſorgt, da alljährlich ein 
Bildung des Vereines und Vorſtandes (die Art der letzteren muß Ausweis über die Zahl der Mitglieder vorgelegt werden muß. 
nach 4, lit. b und e V. ©. aus den Statuten zu entnehmen ſein), Neben dieſer, den politiſchen Vereinen eigenthümlichen Forderung 
nämlich die Beſchränkung der Mitgliedſchaft auf großjährige, männliche der Namensliſten bleibt die für alle Vereine giltige Pflicht natürlich 
Inländer, die Bildung der Vereinsleitung aus 5— 10 Perſonen, fo aufrecht, die Mitglieder des Vereinsvorſtandes unter Angabe ihres 
iſt die Vereinsgründung als geſetzwidrig zu unterſagen. Unterwerfen Wohnortes und unter beſonderer Bezeichnung derjenigen, welche den 
ſich die Proponenten aber den für politiſche Vereine normirten Cautelen, Verein nach außen vertreten, binnen drei Tagen nach ihrer Beſtellung 
ſo gibt es kein Mittel, um die Inarticulirung des politiſchen der Behörde auzuzeigen (8 12). Es tritt nur noch die Verbindlichkeit 
Titels in die Vereinsſatzungen zu erzwingen. Die Behörde ſelbſt kann | Hinzu, den Vorſtand aus wenigſtens fünf und höchſtens zehn Mit⸗ 
zwar die im eigenen Schooße geſällte Entſcheidung, den Verein als einen gliedern zu bilden ($ 31), welche ſelbſtverſtändlich ebenſowohl für die 
politiſchen behandeln zu wollen, urkundlich feſtſtellen, den Verein in erſte Conſtituirung als für jede Erneuerung des Ausſchuſſes gilt. Ja 
dem Vereinskataſter als einen politiſchen regiſtriren, ſie kann den | wir gehen fo weit, aus dieſer Norm zu folgern, daß eine während einer 
Beſtand des Vereines als den eines politiſchen bescheinigen, wenn der Geſchäftsperiode frei werdende Stelle ſofort wieder beſetzt werden muß, 
Verein es verlangt oder überhaupt acceptirt, dem Prineipe der Oeffent⸗ denn die Abficht des Geſetzes geht nicht minder dahin, eine Anhäufung 
lichkeit des Vereinslebens {ft damit aber keineswegs genügt. Mögen von leitenden Perſönlichteiten zu verhindern, als die Concentration der 
immerhin jene zwingenden Gründe hier nicht obwalten, welche Macht in einer Hand, und ſei es auch nur auf kurze Zeit, auszu- 
bei den Genoſſenſchaften ſogar eine ns 11 1 der 1 ſchließen. 
je nach dem Grade der Haſtung der Mitglieder, nöthig gemacht haben, . 8 
b iſt 5 doch unleugbar, daß die zweifelloſe, offenkundige Conſtatirung e e u nnen des Weng un eh 985 ge 
des politiſchen Charakters eines Vereines eine Sache von öffentlichem dieſen zwei 55 ae : x 115 
e a a F a 12 — zwei Punkten haben wir uns aber an anderer Stelle 1°) fo eingehend 
Intereſſe iſt. Jeder, der einem Vereine beitreten, ſowie jeder, der nur befaßt, daß wir uns mit dem einfachen Hinweis begnügen zu können 
vorübergehende, geſchäftliche Verbindungen mit demſelben anknüpfen [ be Wi 5 a 4 8 5 1 un 
: N glauben. Wir wollen jetzt vielmehr die Erörterung über die politischen 

will, ſollte vor Täuschung bewahrt werden und auf der Stelle, ohne Vereine ſchließen und zu den politiſchen Verſammlungen übergehen. 7 
weitläufige Prüfung der Statuten, die politiſche Vereinsnatur zu er⸗ 5 A 
kennen in der Lage ſein; daß dafür keine Vorſorge getroffen ift, halten Schluß folgt.) 
wir für einen entſchiedenen Mangel des Geſetzes. 

Wir ſind bis zu der behördlichen Entſcheidung über den Charakter 
des Vereines gekommen. Der Verein exiſtirt nunmehr, er lebt, ſei es 
als politiſcher, ſei es als nicht politiſcher Verein. Hat er die einmal Mittheilungen aus der Praxis. 
feſtgeſtellte Eigenſchaft nun auch immer zu bewahren? 15 N 

Die Natur liebt die ſchroffen Uebergänge nicht und ſo giebt fi N AR KR 8 5 
auch in dem großen Organismus des Vereinslebens das Beſtreben Ste nien e e 
kund, die durch das Geſetz ſcharf geſonderten Vereinsgruppen wieder Aſcher L. in Br. verpachtete ſeinen Branntweinſchank in Nr. 109 
zu verbinden. Von den rein politiſchen Vereinen, welche entweder die der Neugaſſe daſelbſt an die Firma Joſeph P. und Sohn unter Be⸗ 
Reform eines beſtimmten Gegenſtandes der Geſetzgebung und Ver⸗ ſtellung des Ignaz W. als Bedienſteten zur Ausübung dieſes Schan⸗ 
waltung in's Auge faſſen, wie die meiſter engliſchen Vereine, oder ſich kes. Im Jahre 1873 trat an die Stelle des Aſcher L. deſſen Wittwe 
zu Controloren und Kritikern des geſammten ſtaatlichen Lebens auf- Katharina L. Im Jahre 1874 wurde an Stelle des W. ein gewiſſer 
werfen, wie die meiſten unſerer Winkelparlamente, bis zu den Hammer- Anton F. als Bedienſteter angezeigt. Alles dies geſchah mit Ge⸗ 
und Glocke⸗Geſellſchaſten, welche die Politik vielleicht ſogar grundſätzlich nehmigung des Gemeinderathes von Br. 
ausſchließen, iſt ein weiter Weg; eine Fülle verſchiedenartiger Bildungen, —Ä—- 
die dem Staate bald näher, bald ferner ſtehen, liegt dazwiſchen. 16) Vgl. Jahrg. 1875 dieſer Zeitſchrift, Nr. 21, 22, 23 und 33 
In dieſer Gliederung zeigt ſich nun eine fortwährende Bewegung. ) Daß die fremden Geſetzgebungen ausnahmslos Beſchränkungen für die 
In den Zeiten heftiger politiſcher Agitation dringt der Parteigeiſt bet ae a denne n d e ln g 
auch in die neutralſten Vereinigungen ein, und in den Jahren des gung in manchen Punkten zweifeln. Was zunächſt die Beſchränkungen der Mit 
politiſchen Indifferentismus hingegen ſinken die Pionniere der gliedſchaft betrifft, fo find von derſelben ausgeſchloſſen: in Bayern Minderjährige 
Agitation oft zu den unſchuldigſten Clubs herab. Dieſer natürlichen an ur eine in re 18 e 
5 9 0 05 nn 2 inne) rauen, er un ehrlinge in 1 en alle Di. nsun . 
Tendenz iſt we Geſeb u Dent 5 e an ühnten 3 35 ER gen (Art. 21), in Baden Au den Gehege von 1851) Nichtdeutſche 115 Minder 
gegengekommen. Es iſt nach demſe en mog ich, daß ein urſprünglich jährije (8 4), es trifft ſomit kein einziges Verbot überall zu. Die Frauen find 
als ein nicht politiſcher conſtituirter Verein feine Thätigkeit auf politifche | zugelaſſen in Sachſen und Baden, die Ausländer in Baiern und Sachſen, 
Angelegenheiten ausdehne, ſomit politiſche und nicht politiſche Aufgaben un 1 Wee e de ET in eg 1 N 
combinire, und dafür ſorgt Alinea 2 dieſes Paragraphs. In ganz | Zutri⸗ ale, nur u ee end eee ee e ee 
analoger Weiſe ſind aber, ſo ergänzen wir, die Fälle zu behandeln, 1 en ne 17 Menden en — 5 5 RER der coll 
wenn Vereine ſich mit Aufgebung des urſprünglichen Zwecks in rein tiſchen Vereine im Sinne des 8 8, ſondern rückſichtlich aller Vereine, welche 
politiſche verwandeln, oder umgekehrt, wenn politiſche Vereine den 
politischen Charakter ausdrücklich und formell abſtreifen wollen. 

Die Bedingungen der Conſtituirung politiſcher Vereine ſind, wie 


nach $ 2 auf öffentliche Angelegenheiten einwirken wollen); in Bayern beſteht die 
Pflicht, die Vorſteher, in Sachſen, dieſe und die Beamten des Vereines namhaft zu 

wir hoffen, hiermit zur Genüge nachgewieſen. An dieſe Normen ſchließen 

ſich jene über die Erneuerung der Vereinselemente unmittelbar an. Nur 


machen, in Sachſen endlich implicite die Verbindlichkeit, auf Verlangen der Behörde 
die Mitglieder anzuzeigen, da dieſer nach 8 19 im Falle des Verlangens alle auf 

großjährige 15), männliche Staatsbürger können wie bei der Gründung jo 

im weiteren Verlaufe in den Verein aufgenommen werden, und, wie 


den Verein bezügliche Auskunft zu ertheilen iſt. In Preußen und Baden erfolgen, 
außer der Vorlage der Namensliſten bei der Gründung des Vereines, noch Angaben 
binnen drei Tagen nach dem Beginn der Vereinsthätigkeit ſämmtliche 
Gründer der Behörde anzuzeigen ſind, ſo muß jeder Eintritt eines 


über die Veränderungen im Stande der Mitglieder, und zwar in Preußen von Fall 
zu Fall, in Baden in einem Jahresausweis. Die Beſtimmung, daß der 
neuen Mitgliedes in der gleichen Friſt zur An eige gelangen ($ 32). 


Ausſchuß politiſcher Vereine aus mindeſtens 5 und höchſtens 10 Mitgliedern be⸗ 
ſtehen ſolle, haben wir in keinem der wiederholt eitirten fremden Geſetze gefunden, 
eben ſo wenig das Verbot des Tragens von Abzeichen. Hingegen iſt die Unter⸗ 
ſagung der Affiliation allgemein. Dem öſterreichiſchen Rechte fremd iſt die in 
Sachſen und Baden geltende Norm, daß beſtimmte öffentliche Gebäude zu poli⸗ 
tiſchen Vereinsverſammlungen nicht verwendet werden dürfen. Sächſiſches 
Geſetz, 8 16: „Die zum Gottesdienſte beſtimmten Gebäude dürfen niemals zur 
Abhaltung politiſcher Verfammlungen eingeräumt werden.“ (Dieſe Beſtimmung 
gilt nach 8 23 auch für Vereinsverſammlungen). Badiſches Geſetz, 8 7 
„Kein Staatsgebäude oder Gemeindehaus oder zum Gottes dienſte beſtimmtes 
Gebäude darf, ſelbſt nicht vorübergehend, oder für einzelne Fälle zur Abhaltung 
von Verſammlungen eines politiſchen Vereines benützt werden“. 


- 15) Das Minifterium des Innern hat durch Entſcheidung vom 6. Fe⸗ 
bruar 1372, Z. 526 (Z. für Verwalt., V. J., Nr. 26, S. 103) feſtgeſtellt, daß zur 
Mitgliedſchaft eines politiſchen Vereines nur die erlangte phyſiſche Groß⸗ 
jährigkeit berechtigt, da in jenen Rechten, welche nach § 252 des a. b. G. mit 
der erfolgten Volljährigkeitserklärung eintreten, nicht auch das fragliche politiſche 
Re ht begriffen iſt. 
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Anläßlich einer anderen Amtshandlung kam durch die Einver- 
nahme des Anton F. hervor, daß Joſeph P. den gepachteten Brannt⸗ 
weinſchank im Jahre 1874 an Anton F. weiter verpachtet habe, worüber 
ein ſchriftlicher Vertrag abgeſchloſſen wurde, wornach F. dem P. einen 
jährlichen Pachtzins von 500 fl. zu zahlen, den Miethzins für die 
Wohn⸗ und Schanklocalitäten an den Hauseigenthümer und überdies 
die Steuern zu berichtigen ſich verpflichtete. 

In Folge dieſer Erhebung hat der Gemeinderath mit Erlaß vom 
31. Juli 1876 erkannt: „Da nach $ 58 der Gew.⸗Ord. nur die 
Verpachtung, nicht aber auch die Afterverpachtung eines Gewerbes 
geſtattet iſt, übrigens ſeitens des Joſeph P. dem Gemeinderathe die 
Perſon des Anton F. gar nicht namhaft gemacht worden iſt, ſo wird 
dem Joſeph P. nach § 131 lit. b Gew.⸗Ord. eine Geldſtrafe von 
20 fl., eventuell eine Arreſtſtrafe von vier Tagen auferlegt, und wird 
verfügt, daß der Betrieb des gepachteten Branntweinſchankes durch 
Anton F. ſofort einzuſtellen iſt“. 

Gegen dieſes Erkenntniß recurirrte P. an die Statthalterei. Bei 
Vorlage dieſes Recurſes berichtigte der Gemeinderath von Br. die 
Motive ſeiner Entſcheidung dahin, daß F. als Bedienſteter — nicht 
als Pächter — angezeigt wurde. 

Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 17. November 1876 
dem Recurſe des Joſeph P. und Sohn gegen obiges Erkenntniß keine 
Folge gegeben, weil der zwiſchen Joſeph P. und Sohn und Anton F. 
geſchloſſene Vertrag kein Dienſtverhältniß begründet, wohl aber dem 
Weſen nach als ein Afterpacht erſcheint und der Aſterpacht eines Ge⸗ 
werbes im Sinne des $ 58 Gew.⸗Ord. nicht zuläſſig iſt. 

Gegen dieſe Entſcheidung reichten Joſeph P. und Sohn die 
Miniſterialberufung ein, und zwar nur inſoferne, als die Ausübung 
des Schankes durch Anton F. unterſagt wurde. Sie behaupteten im 
Recurſe, daß für die Gewerbebehörde das Vertragsverhältniß zwiſchen 
dem Gewerbe⸗Inhaber und dem Stellvertreter oder Pächter ganz gleich⸗ 
giltig ſei. Es ſei nicht richtig, daß ſie das Gewerbe an F. verpachtet 
haben; denn das Criterium des Pachtverhältniſſes ſei die Beziehung 
eines Zinſes und ſie beziehen von F. keinen Kreuzer Zins. Uebrigens 
ſei die Interpretation des 8 58 Gew.⸗Ord. von Seite der Statthal⸗ 
terei eine irrige, da das Gewerbegeſetz zwiſchen dieſen beiden Arten 
der entgeltlichen oder unentgeltlichen Ueberlaſſung der Ausübung eines 
Geſchäſtes keinerlei Unterſchied mache. . 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 15. Juni 1877, 
8. 311 der Berufung des Joſeph P. und Sohn nach mit dem Han⸗ 
delsminiſterium gepflogenem Einvernehmen Folge gegeben, „weil nach 
dem Geſetze der Aſterpacht eines Gewerbes, ſelbſtverſtändlich gegen An⸗ 
zeige des behördlich zu genehmigenden Pächters, nicht unzuläſſig iſt“. H. 


Notiz. 


(Amtsblätter der Bezirks hauptmannſchaften.) Zu dieſem 
in Nr. 16 dieſes Jahrganges der Zeitſchrift beſprochenen Gegenſtand werden 
uns vom Bezirkshauptmann zu Braunau in Böhmen einige Notizen über derlei 
Amtsblätter in Böhmen mitgetheilt. In der bezüglichen Zuſchrift ſchreibt uns 
der Bezirkshauptmann: 

„Vor dem Jahre 1868, als dem Zeitpunkte des Beginnes der Wirkſam⸗ 
keit der gegenwärtigen Bezirkshauptmannſchaften in Böhmen, beſtanden, ſo viel 
mir bekannt, bei den früheren k. k. Bezirksbehörden keine förmlichen Amtsblätter, 
ſondern wurden allgemeine ämtliche Verfügungen und Anordnungen in Form 
zwangloſer Cireularblätter lediglich an die unterſtehenden Gemeindeämter 
herausgegeben. Bei dem Eintritte der Wirkſanikeit der gegenwärtigen Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften in Böhmen, fand ſich die böhmiſche k. k. Statthalterei 
mit dem Erlaſſe vom 3. September 1868, Nr. 43576 be ſtimmt, 
den Bezirkshauptmannſchaften die Herausgabe periodiſcher 
„Amtsblätter“ von Amtswegen dringend anzuempfehlen. Seit 
dieſer Zeit begann bald die Herausgabe der Amtsblätter bei mehreren Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften, nach Umſtänden früher oder ſpäter. Bei der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in Braunau, welcher ich ſeit dem Jahre 1868 vorzuſtehen die 
Ehre habe, begann ich mit der Herausgabe des Amtsblattes mit Anfang des 
Jahres 1871. Der etwas verzögerte Beginn der Herausgabe des Amtsblattes, 
hatte darin ſeinen Grund, weil die Bevölkerung des Bezirkes deutſch und 
böhmiſch ſpricht, der Amtsverkehr in beiden Landesſprachen erfolgen muß, 
die Herausgabe des Amtsblattes auch in beiden Laudesſprachen 
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gen mußte und daher mit mehr Schwierigkeiten und größerer Mühe⸗ 

waltung verbunden war, als in jenen Bezirken, wo nur eine der beiden 

Landesſprachen die herrſchende, oder wenigſtens vorherrſchende ift. Ich entſchied 

mich zur Herausgabe des Blattes in einer Form, welche, ſo viel mir bekannt, 

im Jahre 1871 noch die einzige dieſer Art in Böhmen war und vielleicht noch 

iſt, nämlich in der Form, daß das Blatt zweiſpaltig, in beiden Landesſprachen 

den gleichen Text enthält, und daß zur Wahrung der Gleichberechtigung die 
beiden Landesſprachen in den Spalten, der deutſche und eechiſche Text ſtets 

wechſeln. Das Amtsblatt erfcheint in der Regel jede Woche einmal. Je 50 

Blätter bilden einen Jahrgang. Die Abnahme des Blattes iſt von Seite der 

Gemeindevorſtände und Ortsſchulräthe im Sinne des oben erwähnten Statthalterei⸗ 

Erlaſſes gegen Bezahlung obligatoriſch. Das Amtsblatt wird gegen 

Bezahlung abonnirt von allen Pfarrämtern, Domänenverwaltungen, den 

Großinduſtriellen und einer bedeutenden Anzahl Privatperſonen, theils in Folge 

meines perſönlichen, theils des Einfluſſes der Gemeindevorſtände, theils in Er⸗ 

kenntniß der gemeinnützigen Tendenz des Blattes. Pflichtexemplare werden 
abgegeben an jene Behörden, welche in dem Preßgeſetze bezeichnet ſind, und 
überdies an die unmittelbar vorgeſetzten Behörden der einzelnen Reſſorts. Frei⸗ 
exemplare werden abgegeben an das k. k. Heeresergänzungsbezirks⸗, Landwehr⸗ 
bataillons⸗, an die Gendarmerie⸗Abtheilungs⸗ und an alle unterſtehenden Gen⸗ 

darmeriepoſten⸗Commanden und Steuerämter. Gegenwärtig naht bereits der VI. 

Jahrgang ſeinem Abſchlufſe.“ 

Der Bezirkshauptmann in Braunau hat die Herausgabe des „Braunauer 
Amtsblatt“ (ſo der Titel) in der erſten am 5. Febr. 1871 erſchienenen Nummer 
mit einem förmlichen Programme eingeleitet. Dieſes „Programm“ lautet: 

„Die allgemeinen ämtlichen Anordnungen und Verfügungen wurden den 
Gemeindevorſtänden und Ortsſchulräthen bisher theils mittelſt gedruckter Cireu⸗ 
larien, theils bei den Amtstagen bekannt gegeben, und lag es den Herren Ge⸗ 
meindevorſtehern bezüglich der Mehrzahl dieſer Mittheilungen ob, dieſelben im 
Wege der Gemeinde⸗Ausſchüſſe, oder auf eine andere ortsübliche Art zur allgemei⸗ 
nen Kenntniß zu bringen. 

Dieſe bisherige Uebung hät jedoch nach der gemachten Erfahrung, abge⸗ 
ſehen von den mit der Drucklegung der Cireularien in einer geringen Anzahl 
Exemplare verbundenen Koſten, dem angeſtrebten Zwecke nicht entſprochen, denn 
die ämtlichen Mittheilungen haben keine ſo allgemeine Verbreitung gefunden, 
als es im Intereſſe der Bezirksbewohner und im Intereſſe des Dienſtes wün⸗ 
ſchenswerth und nothwendig iſt. 

Um einerſeits insbeſonders den Gemeindevorſtänden bei ihren anderwei 
tigen Geſchäften die Führung ihres Amtes zu erleichtern, und anderſeits den 
Bezirksinſaſſen, welchen die Reichs⸗ und Landesgeſetze nicht zugänglich ſind, Ge⸗ 
legenheit zu bieten, in die Kenntniß der dieſelben unmittelbar und mittelbar be⸗ 
rührenden Beſtimmungen und ämtlichen Verfügungen auf eine leichte Weiſe ohne 
bedeutende Koſten zu gelangen, habe ich mich im Grunde der von der h. k. k. 
Statthalterei erhaltenen Ermächtigung beſtimmt gefunden, von jetzt an, anſtatt 
der bisherigen Circularien, ein „Braunauer Amtsblatt“ erſcheinen zu laſſen. 

Dieſes Amtsblatt wird enthalten: 

8 1. 1. einen eigenämtlichen Theil, 2. einen fremdämtlichen Theil, 3, einen 
nichtämtlichen Theil. \ 

Zu 1. In den eigenämtlichen Theil werden aufgenommen: 

a) allgemeine Anordnungen und Verfügungen der k. k. Bezirkshauptmannſchaft, 
des k. k. Bezirksſchulrathes, der h. k. k. Grundſteuerregulirungs⸗Bezirks⸗ 
Commiſſion. 

b) Geſetze und Verordnungen der vorgefetzten Behörden im vollen Umſange 
oder nur im Auszuge, mit entſprechenden Erläuterungen über die Anwen⸗ 
dung derſelben, inſofern deren abgeſonderte Verlautbarung nach Zeit und 
Umſtänden eben nothwendig wird. 

e) Belehrungen über den Verkehr mit den Aemtern, Bezirks⸗ und Gemeinde⸗ 
vertretungen, zeitgemäße Rathſchläge über die Art der Verfaſſung von Ein⸗ 
gaben und deren Inhalt, ſo wie über die Form und die hierzu erforder⸗ 
lichen Beilagen und Stempelmarten. 

d) Andere gemeinnützige Mittheilungen. 

Zu 2. In den fremdämtlichen Theil werden aufgenommen: 

Kundmachungen und Verfügungen anderer, als der oben genannten k. k. 
Aemter, der Pfarrämter, der Bezirks⸗ und Gemeindevertretungen und der Orts⸗ 
ſchulräthe. 

Zu 3. In den nichtämtlichen Theil werden aufgenommen: 

a) gemeinnützige Aufſätze in Angelegenheit der Wohlthätigkeit, Volksbildung, 
Landwirthſchaft, Kunſt, der Groß⸗ und Kleingewerbe u. |. w. 

bp) Ankündigungen und Nachrichten der Vereine, Genoſſenſchafteu und Privat⸗ 
perſonen. 
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8 2. Der Inhalt des eigenämtlichen Theiles iſt bindend für die Gemeindevor⸗JTErlaß des Miniſteriums des Innern vom 3. April 1877, 3. 4234, betreffend 


fände und Ortsſchulräthe, und zwar in der Art, daß den im Wege des Braun-! die Gettung der bezuglich Einbringung von 


auer Amtsblattes an dieſelben ergehenden 
iſt wie abgeſonderten ſchriftlichen Erläſſen. 


9 3. Der eigenämtliche Theil erſcheint in beiden Landesſprachen. In den fremd⸗ 
ämtlichen und nicht ämtlichen Theil werden die Aufſätze in beiden Landesſprachen 
oder nur in einer Landesſprache, ſo wie dieſelben eingeſendet werden, aufgenommen; 
ich behalte mir jedoch vor, bloß in einer Landesſprache eingeſendete Aufſätze 
von allgemeinem Nutzen und von befonderer Wichtigkeit auch zugleich in der 
andern Landesſprache erſcheinen zu laſſen.“ (Folgen noch in einigen Paragraphen 
Mittheilungen in Bezug auf die Redaction und die Pränumeration.) 

Wie wir aus den uns vorliegenden Nummern des „Braunauer Amts⸗ 
blatt“ erſehen, wird dasſelbe bei paſſenden Gelegenheiten auch zu patriotiſchen 
Kundgebungen benützt. So brachte das Amtsblatt aus Anlaß des 25jährigen 
Regierungsjubiläums Sr. Majeſtet des Kaiſers einen Feſtartikel mit einer Schil⸗ 
derung der feſtlichen Begehung des Jubiläumstages in der Stadt Braunau; aus 
Anlaß der Feier der Betheilung mit der von Sr. Majeſtät dem Kaiſer geſtifteten 
Kriegsmedaille im Amtsbezirke Braunau finden wir im Amtsblatte ein paſſendes 
Feſtlied abgedruckt; die Nummer des Amtsblattes vom 4. Juli 1875 bringt einen 
Artikel aus Anlaß des Hinſcheidens weiland Sr. Majeſtät des Kaiſers Ferdinand 
Mancherlei im fraglichen Amtsblatte enthaltene Mittheilungen geben Zeugniß 
davon, daß ſich die Bevölkerung für Bekanntmachungen durch das Amtsblatt 
ganz beſonders intereſſirt. 


Aufforderungen ſo zu entſprechen 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 27. Februar 1877, 3. 1760 an alle 

Landesſtellen, wegen der gleichen Behandlung rumäniſcher Staats angehörigen 

(wie der italieniſchen Staatsangehörigen) mit Inländern in Vezug auf den 

Antritt und die Ausübung eines Gewerbes in Oeſterreich nach der Handels-Con⸗ 
vention mit Rumänien. 


Aus Anlaß einer durch einen ſpeciellen Fall hervorgerufenen Anfrage ob 
rumäniſche Staatsangehörige mit Rückſicht auf die Beſtimmungen der Handels⸗ 
Convention zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und Rumänien vom 22. Juni 1875 
(R. G. B. Nr. 78 Seite 159) zum ſelbſtſtändigen Betriebe einer Gewerbe⸗Unter⸗ 
nehmung in Oeſterreich noch fernerhin der im 8 10 der Gewerbe⸗Ordnung (be⸗ 
ziehungsweiſe im Miniſterialerlaſſe vom 9. Juli 1861, Z. 4362) feſtgeſetzten, von 
Fall zu Fall einzuholenden Ermächtigung der politiſchen Landesbehörden bedürfen, 
wird der k. k. nach mit dem Herrn Handelsminiſter gepflogenem 
Einvernehmen zur Darnachachtung in vorkommenden Fällen eröffnet, daß die 
rumäniſchen Staatsangehörigen einer ſolchen Ermächtigung nicht mehr. bedürfen, 
da dieſelben durch die Beſtimmung des 1. Alinea im Art. I der öſterr.⸗ungar.⸗ 
rumäniſchen Handels⸗Convention, wornach: „die Privilegien, Befreiungen, Im⸗ 
munitäten und Begünſtigungen jeder Art, welche die öſterreichiſchen Unter⸗ 
thanen in Handels⸗ und In duſtrie⸗Angelegenheiten genießen, gleich⸗ 
mäßig auch den rumäniſchen Unterthanen zukommen“, in dieſen Angelegenheiten 
den Inländern gleichgeſtellt find. 

Die diesbezügliche Beſtimmung der rumäniſchen Convention ſteht im vollen 
Einklange mit dem Inhalte des Art. I. unſeres Handelsvertrages mit Italien (R. 
G. B. 1867, Nr. 108), auf Grund deſſen die italieniſchen Staatsangehörigen in 
der öſterr. ungar. Monarchie nicht nur in Betreff der Ausübung, ſondern auch 
hinſichtlich des Antrittes von Gewerben gleiche Behandlung genießen wie die 
Inländer und deshalb nicht unter 8 10 der Gewerbe⸗Ordnung fallen. 

Uebrigens wird im weiteren Texte des Artikels J der rumäniſchen Con⸗ 
vention ausdrücklich erklärt, es ſei wohl verſtanden, daß man durch den voraus⸗ 
geſchickten Grundſatz der Gleichſtellung der Rumänen mit unferen eigenen Natio⸗ 
nalen, die in Oeſterreich⸗Ungarn „auf den Hauſirhandel und auf die Ausübung 
des Apo thekergewerbes bezüglichen Geſetze“ rückſichtlich der Ausländer nicht 
hat abändern wollen, durch welche Ausnahme die allgemeine Regel der Aequipa⸗ 
rirung der beiderſeitigen Staatsangehörigen in Induſtrie⸗ und Handelsangelegen⸗ 
heiten nur um ſo entſchiedener hervortritt. 


Druck der k. Wiener Zeitung 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Krankenhaus⸗Verpflegskoſten 
gegenüber Rußland angeordneten Normen auch in den Fällen, wo es ſich um nach 
Ruſſiſch⸗Polen zuſtändige Individuen handelt. 


Aus Anlaß einer vorgekommenen Anfrage, ob bei Einbringung von 
Krankenhaus⸗Verpflegskoſten für nach Ruſſ iſch⸗Polen zuſtändige Individuen auch 
die mit dem h. o. Erlaſſe vom 1. Auguſt 1874, Z. 8667 *) bekannt gegebene 
Norm Anwendung zu finden habe, beehre ich mich Hochdenſelben zu eröffnen, 
daß nach der von der k. und k. Botſchaft beim k. ruſſiſchen auswärtigen Amte 
im kurzen Wege eingezogenen und mit Note des k. und k. Miniſteriums des 
Aeußern vom 24. März l. J., Z. 4548 / mitgetheilten Erkundigung, Seitens 
der k. ruſſiſchen Regierung hinſichtlich der Verpflegskoſten⸗Vergütung zwiſchen 
den Angehörigen Ruſſiſch⸗Polens und den ſonſtigen Staatsangehörigen gar kein 
Unterſchied beſteht. 

Bei dieſer Gelegenheit wurde weiters bemerkt, daß das ehedem mit dem 
Namen Ruſſiſch⸗Polen bezeichnete Territorium in die Gouvernements Warſchau, 
Kiew und Wilna zerfällt, deren höchſte adminiſtrative Behörden die General⸗ 
gubernien Warſchau, Kiew und Wilna ſind. 

Hievon werden Hochdieſelben zur weiteren gefälligeu Veranlaſſung in 
Kenntniß geſetzt. 


) Mitgetheilt in Nr. 43, S. 172 des Jahrganges 1874 dieſer Zeitſchrift. 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Johann Laſinger zu 
Aſchbach in Steiermark das filberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Finanzdirection in Linz 
Otto Breyer anlaßlich deſſen Penſtonirung den Titel und Charakter eines Hof⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Legationsſecretär Dr. Ernſt Schmit Ritter 
von Tavera zum Honorar⸗Legationsrath und den unbefoldeten Geſandtſchafts⸗ 
Attache Eugen Blühdorn zum Honorar⸗Legations⸗Secretär ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Zahlmeiſter des Miniſteriums des Aeußern 
Friedrich v. Dreger zum Ordenszahlmeiſter des militäriſchen Maria Thereſien⸗ 
ordens ernannt. h 

Seine Majeſtät haben dem Landeshauptmanne in Schleſien Amand Grafen 
Kuenburg das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens mit dem Sterne verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Friedrich Hauer in 
Kirchdorf das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 2 

Seine Majeftät haben dem Bezirkshauptmanne Dr. Karl Delaini in 
Innsbruck das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens und dem Landesingenieur 
Karl Lindner das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzprocuratursadjuneten Dr. Alfons 
Heinefetter in Graz den Titel und Charakter eines Finanzprocuratursſecretärs 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den bisherigen a. o. Geſandten und bevollmächtig⸗ 
ten Miniſter in Teheran Victor Grafen Dubsky zum a. o. Geſandten und be⸗ 
vollmächtigten Miniſtter am königl. griechiſchen Hofe ernannt. 

Seine Majeſtät haben den k. k. Oberſtſtallmeiſteramts⸗Regiſtrator und 
Expeditor Joſef Auer zum wirklichen Hofſecretär in dieſem Oberſten Hofamte 
ernannt. 


Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Joſef Tollmann und 
Thomas Jerabek zu Steueroberinſpectoren der Prager Finanz⸗Landes⸗Direckion 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dem proviſoriſchen Controlor der k. k. Staats⸗ 
Centralcaſſe Eugen Nas ke eine wirkliche Controlorsſtelle verliehen. 
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achten Rangs⸗ 
ten, zehnten und eilften Rangsclaſſe, bis 


gierungsconeipiſt, 

aus Kärnten, wünſcht mit einem in gleicher Rangsclaſſe dienenden politiſchen 

Beamten in den Kronländern Ober:, Niederöſterreich, Salzburg, Steiermark 

oder Böhmen einen Tauſch einzugehen und erſucht, diesbezügliche Anträge 

längſtens binnen 3 Wochen an ihn gelangen zu laſſen. Die Adreſſe iſt bei 
der Expedition dieſes Blattes zu erfragen. 


Mit einer Beilage: Erkenntniſſe des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes. 3 


Für den Druck verantwortlich E. Piſtori. 


